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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Bestimmung von gemeinsamen 
Normen für den Wassergehait in Schiachtkörpern von Hühnern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 123/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die Gemeinsame 
Marktorganisation für Geflügelfleisch^), zuletzt ge- 
ändert durch die Akte über die Beitrittsbedingungen 
und die Anpassungen der Verträge“), insbesondere 
auf Artikel 2 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung Nr. 123/ 
67/EWG vorgesehenen Vermarktungsnormen be- 
zwecken in erster Linie eine Qualitätsverbesserung 
der Erzeugnisse und damit deren Absatzförderung. 
Es empfiehlt sich, bis zum Erlaß einer umfassenderen 
Gemeinschaftsregelung auf diesem Gebiet schon jetzt 
den Höchstwassergehalt von ganzen Hühnern erster 
Güteklasse, gefroren oder tiefgefroren, festzuset- 
zen, weil auf diese Weise der größte Teil der ver- 
markteten Erzeugnisse, bei denen der Wassergehalt 
von besonderer Bedeutung ist, erfaßt wird. 

Es ist eine Methode für die Bestimmung des Was- 
sergehalts erforderlich, und dabei empfiehlt es sich, 
nicht zwischen Wasser vom Tierkörper und Fremd- 
wasser, das bei der Aufbereitung des Tierkörpers 
entsteht, zu unterscheiden, da eine solche Unter- 
scheidung auf Schwierigkeiten stoßen würde. 

Jeder Mitgliedstaat muß die zuständige(n) Kon- 
trollstelle(n) bezeichnen und Strafen bei Zuwider- 
handlung vorsehen. 

Um insbesondere die einheitliche Anwendung der 
Vermarktungsnormen zu gewährleisten, ist die Mög- 
lichkeit vorzusehen, auf diesem Gebiet gemeinsame 
Bestimmungen zu erlassen. 


Diese Verordnung greift nicht den Gemeinschafts- 
bestimmungen vor, die zur Harmonisierung des 
Tierzucht- und des Lebensmittelrechts erlassen wer- 
den und dem Schutz der Gesundheit von Menschen 
und Tieren sowie der Vorbeugung von Fälschungen 
und Betrug dienen sollen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Gefrorene oder tiefgefrorene Hühner, die Gegen- 
stand eines Berufes oder eines Handelsunterneh- 
mens sind, dürfen in der Gemeinschaft nur als 
zu der ersten Qualität entsprechenden Handels- 
klasse, nachstehend 1. Klasse genannt, gehörend 
vermarktet werden, wenn sie den Vorschriften 
dieser Verordnung entsprechen. 

2. Unter „Vermarktung" ist das Zum-Verkauf-vor- 
rätig-halten, Feilhalten, Verkaufen, Liefern so- 
wie jedes sonstige Inverkehrbringen zu verste- 
hen. 

Artikel 2 

1. Der Wassergehalt von Hühnern der 1. Klasse 
beträgt bis zu 8 Gewichtshundertteilen vom Net- 
togewicht des Erzeugnisses. Der Wassergehalt 
wird nach der im Anhang beschriebenen Methode 
bestimmt. 

2. Die Kommission prüft mindestens alle zwei Jahre 
einmal, ob es notwendig ist, den genehmigten 
Höchstwassergehalt und die zu seiner Bestim- 
mung verwendete Methode beizubehalten oder 
zu ändern. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2301/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 
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Artikel 3 

1. Die Einhaltung der Bestimmungen dieser Verord- 
nung wird von den durch die einzelnen Mitglied- 
staaten bezeichneten Stellen überwacht. 

Die Liste dieser Stellen wird den anderen Mit- 
gliedstaaten und der Kommission spätestens 
einen Monat vor Beginn der Anwendung dieser 
Verordnung übermittelt. Jede Änderung dieser 
Liste wird den anderen Mitgliedstaaten und der 
Kommission mitgeteilt. 

2. Die Kontrolle der in dieser Verordnung genann- 
ten Erzeugnisse erfolgt im Stichprobenverfahren 
in den Kühllagern der Schlachtereien und auf 
allen Vermarktungsstufen sowie während der Be- 
förderung. Bei Erzeugnissen aus Drittländern 
wird diese Stichprobenkontrolle außerdem bei 
der Zollabfertigung durchgeführt. 

Artikel 4 

1. Im Falle der Nichteinhaltung der Bestimmungen 
dieser Verordnung kann nur über die kontrol- 
lierte Partie insgesamt entschieden werden. Unter 
„Partie" ist jede Erzeugnismenge zu verstehen, 
die die gleichen Eigenschaften aufweist und de- 
ren Einzelverpackungen oder Etiketten oder ge- 
gegebenenfalls Gesamtverpackungen gleiche An- 
gaben enthalten. 

2. Wird eine kontrollierte Partie für nicht den Be- 
stimmungen dieser Verordnung entsprechend be- 


funden, so untersagt die zuständige Kontrollstel- 
le unbeschadet der in Artikel 6 genannten Stra- 
fen ihre Vermarktung oder, bei Herkunft aus 
einem Drittland, ihre Einfuhr, solange und soweit 
nirht nachgewiesen worden ist, daß sie in eine 
niedrigere Klasse eingestuft wurde. 

Artikel 5 

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Verord- 
nung, insbesondere über die Mindeststichprobenaus- 
wahl und die bei der Kontrolle zulässigen Toleran- 
zen, werden nach dem Verfahren des Artikels 17 
der Verordnung Nr. 123/67/EWG erlassen. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten treffen alle geeigneten Maßnah- 
men zur Ahndung von Verstößen gegen die Bestim- 
mungen dieser Verordnung. 

Artikel 7 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Die in dieser Verordnung vorgesehene Regelung 
gilt ab 1. Mai 1974. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
18. Februar 1974 - 1/4 - 680 70- Hü 1/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 1. Februar 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Anhang 


Festsetzung des Wassergehalts 


1. Die Außenwand der Einzelverpackung trocknen 
und das Geflügel in dieser Verpackung wiegen; 

2. die Verpackung vom Geflügel entfernen und 
diese wiegen; 

3. das der Differenz zwischen den unter 1 und 2 
genannten Gewichten entsprechende Ausgangs- 
gewicht feststellen; 

4. das Geflügel in einen trockenen und undurch- 
lässigen Beutel aus Plastikfolie legen, so daß 
die Bauchhöhle dem Verschlußteil des Beutels 
zugewandt ist; 

5. den Beutel in ein Wasserbecken mit einer Tem- 
peratur von + 30° C eintauchen und ihn dabei 
so halten, daß das Entweichen der Luft aus dem 
Beutel durch die mit Schnüren geschlossene Ver- 
schlußstelle nicht verhindert wird; dabei ist dar- 
auf zu achten, daß das Wasser im Becken nicht 
in den Beutel eindringen kann und die Becken- 
wände den zu prüfenden Geflügelkörper um- 
schließen; 

6. das Wasser im Becken während 2 Stunden auf 
+ 30° C halten; 

7. das Becken entleeren und die Unterseite des 
Beutels durchstechen, um das Abfließen des 
beim Auftauen angefallenen Wassers zu er- 
möglichen; 

8. das Geflügel eine Stunde lang abtropfen lassen; 


9. das Geflügel aus dem Beutel herausnehmen und 
es innen und außen mit Filterpapier trocknen; 

10. daß Geflügel wiegen, um das Endgewicht zu er- 
mitteln; 

11. die Differenz zwischen dem Endgewicht und 
dem Ausgangsgewicht im Prozentsatz des Aus- 
gangsgewichts ausdrücken, um den Wasserge- 
halt zu ermitteln. 

NB.: A. Wenn dem in der Einzelverpackung zu prü- 
fenden Tierkörper genießbare Schlachtab- 
fälle beiliegen, wird ihr Gewicht nach Auf- 
tauen, Wasserabfluß und Trocknen mit Fil- 
terpapier zu dem Endgewicht des Tierkör- 
pers hinzugefügt. 

B. Der verwendete Beutel weist folgende 
Merkmale auf: 

— Stärke: 0,05 mm 

— Höhe: für Geflügel mit einem Netto- 
gewicht von 1250 g und weni- 
ger: 31 cm; Umfang: 34 cm. 

— Höhe: für Geflügel mit einem Netto- 
gewicht von mehr als 1250 g: 
40 cm; Umfang: 44 cm. 

C. Falls das geprüfte Geflügel nicht in einer 
Einzelverpackung liegt, ist festzustellen, ob 
das Ausgangsgewicht dem Gewicht dieses 
Geflügels entspricht. 
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Begründung 


Im Verlauf der Überprüfung des Vorschlags einer 
Verordnung des Rates über Vermarktungsnormen 
für Geflügelfleischerzeugnisse [Dok. Nr. R/1 504/71 
(AGRI 501)] wurde offenkundig, daß ein neues Pro- 
blem, der Wassergehalt von Jungmasthühnern erster 
Qualität, kurzfristig behandelt werden muß. 

Der anliegende Verordnungsvorschlag legt die Nor- 
men für den Wassergehalt fest und erläßt eine Be- 
stimmungsmethode hierzu. Diese Verordnung könn- 
te isoliert angewendet werden, wenn die Prüfung 
der Vermarktungsnormen für Geflügelfleisch noch 
einige Monate fortdauern sollte. Diese Möglichkeit 
läßt den Vorschlag eines Datums geraten erscheinen, 
welches der 1. Mai 1974 sein könnte. 
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